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Sonderregelungen für Gerichte und Staatsanwaltschaften 

für die Dauer der Pandemie des Coronavirus (SARS-CoV-2) 

 

Die weltweite Ausbreitung des Coronavirus (SARS-CoV-2) wurde am 11. März 2020 von der 

Weltgesundheitsorganisation zu einer Pandemie erklärt. Ziel der staatlichen Bemühungen ist 

es weiterhin, die Infektionen in Deutschland so früh wie möglich zu erkennen und die weitere 

Ausbreitung des Virus zu verringern. Die Landesregierung hat in der SARS-CoV-2-Bekämp-

fungsverordnung (https://www.schleswig-holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus/Erlasse/ 

Landesverordnung_Corona.html) sowie in der Verordnung zu Quarantänemaßnahmen für 

Ein- und Rückreisende zur Bekämpfung des Coronavirus des Landes Schleswig-Holstein 

(https://www.schleswig-holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus/Erlasse/200409_Verord-

nung_Reiserueckkehrer.html) umfangreiche Schutzmaßnahmen nach dem Infektionsschutz-

gesetz angeordnet. Veranstaltungen, die der Aufrechterhaltung der Rechtspflege zu dienen 

bestimmt sind, sind weiterhin zulässig. Gleichwohl sind Sicherheitsvorkehrungen zum Schutz 

der Verfahrensbeteiligten, des Publikums sowie der Justizbediensteten auch bei den schles-

wig-holsteinischen Gerichten und Staatsanwaltschaften erforderlich. 

 

I. Zugang zu Gerichten und Staatsanwaltschaften 

Die angeordneten Maßnahmen sind auch bei den schleswig-holsteinischen Gerichten und 

Staatsanwaltschaften erforderlich. Grundlage für die unmittelbare Umsetzung ist die Regelung 

des Hausrechtes in § 14 Landesjustizgesetz (LJG)1 – insbesondere in § 14 Abs.1 Nr. 5 LJG. 

Bei den Maßnahmen ist allerdings der Grundsatz der Öffentlichkeit von Verhandlungen (§ 169 

Abs. 1 Satz 1 GVG) zu berücksichtigen.2  

Im Einzelnen bedeutet dies bis auf Weiteres: 

 

1. Der Zugang zu Gerichten und Staatsanwaltschaften ist für Personen, die keine Justizbe-

diensteten sind, auf ein absolut notwendiges Minimum zu beschränken.  

                                                           
1 § 14 LJG - Hausrecht  

(1) Die Leiterinnen und Leiter der Gerichte und Staatsanwaltschaften sowie die von ihnen beauftragten Beschäftigten können zum Zwecke 
der Gewährleistung eines ordnungsgemäßen Dienstbetriebes nach pflichtgemäßem Ermessen die zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und 
Ordnung im Behörden- oder Gerichtsgebäude und dem dazugehörigen Außenbereich erforderlichen Maßnahmen treffen, insbesondere  
1. generelle Einlasskontrollen durchführen, auch unter Einsatz technischer Hilfsmittel, die zum Auffinden von zur Störung der Sicherheit 
und Ordnung verwendbarer Gegenstände geeignet sind, 
2. eine Person und mitgeführte Sachen durchsuchen und unter Einsatz technischer Mittel absuchen, insbesondere wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, dass sie Sachen mit sich führt, die nach Nummer 3 sichergestellt werden dürfen, 
3. Waffen, gefährliche Gegenstände und sonstige Gegenstände, die geeignet sind, die Sicherheit und Ordnung zu stören, sicherstellen, 
4. die Identität einer Person feststellen, 
5. zur Abwehr einer nicht nur unerheblichen Gefahr für die Sicherheit und Ordnung eine Person vom Grundstück verweisen oder ihr vo-
rübergehend das Betreten des Grundstücks verbieten. 
(2) Gegenüber Organen der Rechtspflege sind Kontrollmaßnahmen, die über eine Identitätsfeststellung im Rahmen genereller Einlasskon-
trollen hinausgehen, regelmäßig nur bei besonderem Anlass zulässig. Ihre Rechtsstellung ist dabei zu berücksichtigen und nicht unange-
messen zu beeinträchtigen.  
(3) Mit dem Vollzug der getroffenen Maßnahmen soll der Justizwachtmeisterdienst beauftragt werden. 
2 § 169 GVG 

(1) Die Verhandlung vor dem erkennenden Gericht einschließlich der Verkündung der Urteile und Beschlüsse ist 
öffentlich. (…) 
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Kantinen dürfen nur für Justizbedienstete betrieben werden. Speisen dürfen grundsätz-

lich nur zur Abholung angeboten werden. Soweit die örtlichen Gegebenheiten es zulas-

sen, kann auch ein Einzelverzehr in den Räumlichkeiten der Kantine unter Einhaltung der 

gebotenen Schutzvorschriften, insbesondere der Abstandsregeln, in Betracht kommen.  

Besuchsgruppen und ähnliche Veranstaltungen sind abzusagen. 

Rechtsuchende sind – soweit möglich – darauf zu verweisen, Anträge schriftlich oder 

über den elektronischen Rechtsverkehr zu stellen.  

Für Rechtssuchende ist eine Telefonhotline einzurichten, auf die auch in einem Aushang 

am Eingangsbereich hinzuweisen ist. 

 

2. Personen, die keine Justizbediensteten sind, dürfen Gerichte und Staatsanwaltschaften 

grundsätzlich nur zur Wahrnehmung von Terminen, zu denen sie geladen wurden, betre-

ten. Dies gilt aufgrund des sich aus der Pandemie ergebenen besonderen Anlasses auch 

für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie andere externe Organe der Rechts-

pflege (§ 14 Abs. 2 LJG).  

Die Terminsladung ist im Rahmen der Zugangskontrolle vorzulegen. Die Eingangskon-

trolle ist über die in den Gerichten und Staatsanwaltschaften stattfindenden Termine (Zeit 

und Raum) und die hierzu geladenen Personen zu informieren, z.B. durch Listen. Im 

Zweifelsfall soll die Eingangskontrolle durch interne Rückfrage feststellen, ob eine Person 

zu einem Termin zutrittsberechtigt ist. 

Der Zutritt ist innerhalb der Gebäude nur soweit gestattet, wie er zur Wahrnehmung des 

Termins erforderlich ist. 

Anwaltspostfächer in den Gerichtsgebäuden sollen nicht mehr genutzt werden. Eine Ab-

holung noch in den Fächern eingelegter Post soll ohne Zutritt zum Gebäude durch Ver-

mittlung des Justizwachmeisterdienstes im Bereich der Eingangskontrolle erfolgen.  

 

3. Der Zutritt zu Gerichtsgebäuden zum Zweck des Besuches von öffentlichen Verhandlun-

gen ist grundsätzlich zu gestatten.  

Der Zutritt ist innerhalb der Gebäude nur soweit gestattet, wie er zur Teilnahme an der 

öffentlichen Verhandlung erforderlich ist. 

 

4. Personen, die keine Justizbediensteten sind, müssen im Rahmen der Zugangskontrolle 

vor Betreten der Liegenschaften den anliegenden Fragebogen ausfüllen. Dies gilt aus 

aufgrund des sich aus der Pandemie ergebenen besonderen Anlasses auch für Rechts-

anwältinnen und Rechtsanwälte sowie andere externe Organe der Rechtspflege (§ 14 

Abs. 2 LJG).  

Hierbei ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass zum Personal der Ein-

gangskontrolle wie auch zu anderen Besucherinnen und Besuchern ein ausreichender 

Sicherheitsabstand eingehalten wird. 

Die Fragebögen enthalten auch Angaben zur Person und Kontaktdaten, durch die sicher-

gestellt werden soll, dass bei späteren Verdachtsfällen die Person ausfindig gemacht 
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werden kann. Aus diesem Grund hat vor jedem Zutritt eine auf dem Fragebogen zu doku-

mentierende Identitätsfeststellung zu erfolgen, durch die die Richtigkeit der Angaben veri-

fiziert wird. Die Fragebögen werden tagesweise unter Verschluss gesammelt. Eine Ver-

nichtung erfolgt erst nach gesonderter Anordnung durch das Ministerium. 

 

5. Personen, die keine Justizbediensteten sind, ist der Zutritt zu den Gerichten und Staats-

anwaltschaften zu untersagen, wenn sie innerhalb der letzten 14 Tage 

a)  wissentlich Kontakt zu einer Person hatten, die mit dem Coronavirus (SARS-CoV-

2) infiziert ist oder war oder bei der ein solcher Verdacht besteht (dies gilt auch für 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie andere Organe der Rechtspflege), oder 

b)  im Ausland waren und kein für die Rechtspflege relevanter Ausnahmetatbestand 

nach § 3 der Verordnung zu Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende zur 

Bekämpfung des Coronavirus des Landes Schleswig-Holstein vorliegt (ausgenom-

men sind insbesondere Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie andere Organe 

der Rechtspflege) 

 

Soweit bei Personen eines der vom Robert Koch-Institut aufgeführten typischen Symp-

tome vorliegt (Husten, Fieber, Schnupfen, Halsschmerzen, Atemnot, Kopf- oder Glieder-

schmerzen, Appetitlosigkeit, Gewichtsverlust, Übelkeit, Bauchschmerzen, Erbrechen, 

Durchfall, Bindehautentzündung, Hautausschlag, Lymphknotenschwellung, Apathie, Be-

nommenheit, Geruchs- oder Geschmacksstörung), gleich welcher Schwere und Ausprä-

gung, ist der Zutritt ebenfalls grundsätzlich zu untersagen. Im Einzelfall kann die Leitung 

der Dienststelle den Zugang unter Einhaltung besonderer Schutzmaßnahmen wie z.B. der 

Nutzung einer Mund-Nasen-Bedeckung gestatten.  

Liegt eine Terminladung vor, werden die für die Ausrichtung des Termins Verantwortlichen 

über die Zutrittsuntersagung informiert.  

 

6. Soweit die Durchführung von Terminen in Gerichten oder Staatsanwaltschaften zur Auf-

rechterhaltung des Geschäftsbetriebes zwingend erforderlich ist, ist durch geeignete 

Maßnahmen sicherzustellen, dass eine Ansteckungsgefahr weitgehend ausgeschlossen 

ist. 
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II. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Gerichte und Staatsanwalt-

schaften 

Für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Gerichte und Staatsanwaltschaften gilt der mit 

erläuternden Hinweise im Schreiben vom 17.04.2020 übersandte Erlass des Chefs der Staats-

kanzlei vom 16.04.2020.  

Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die mit Mobilgeräten ausgestattet sind, haben diese täg-

lich nach Dienstschluss mitzunehmen. 

Die Anwesenheit in den Dienstgebäuden ist nur insoweit zu beschränken, als dies angesichts 

der konkreten örtlichen Verhältnisse und der übrigen zwischenzeitlich getroffenen Maßnah-

men erforderlich scheint, um eine Ansteckung nach Möglichkeit auszuschließen. Der persön-

liche Kontakt mit anderen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Dienststellen ist auf das 

absolut notwendige Minimum zu beschränken. Soweit dies mit der Sicherstellung des 

Dienstbetriebs im Einklang steht, sollten die Dienstgeschäfte so organisiert werden, dass sie 

in Heimarbeit erledigt werden können. Bei Anwesenheit in den Dienststellen ist durch geeig-

nete Maßnahmen sicherzustellen, dass eine Ansteckungsgefahr weitgehend ausgeschlossen 

ist (z.B. Verteilung auf Einzelbüros). 

Termine in Gerichten und Staatsanwaltschaften sollten nur insoweit beschränkt wer-

den, als dies angesichts der konkreten örtlichen Verhältnisse und der übrigen zwi-

schenzeitlich getroffenen Maßnahmen erforderlich scheint, um eine Ansteckung nach 

Möglichkeit auszuschließen. Dabei sind das Interesse an der Durchführung des Termins 

und mögliche Risiken im Einzelfall miteinander abzuwägen. Bei Fortsetzungsterminen in Straf-

sachen und in Fällen von Untersuchungshaft dürfte regelmäßig das Interesse an der Durch-

führung des Termins überwiegen. Bei der Anberaumung von Haftsachen sollte darauf geachtet 

werden, dass der Gefangenentransport über Landesgrenzen hinweg nur im Ausnahmefall als 

Einzeltransport stattfinden kann. 

Bei notwendigen Terminen außerhalb der Dienststelle sind die jeweils gebotenen Sicherheits-

maßnahmen einzuhalten.  

Der für die Rechtschutzgewährung unverzichtbare Betrieb der Gerichte und Staatsanwalt-

schaften ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen. Dies gilt insbesondere für den Be-

reitschaftsdienst und Eilmaßnahmen. 

Als Instrumentarien zur Kompensation von Personalausfällen und Engpässen im Bereich der 

Richterinnen und Richter stehen insbesondere § 12 DRiG (Verwendung eines Richters auf 

Probe), § 27 Abs. 2 DRiG (Übertragung eines weiteren Richteramts) und § 37 DRiG (Abord-

nung) zur Verfügung. Sollte es aufgrund der Pandemie zu vermehrten krankheitsbedingten 

Ausfällen oder sonstigen Einschränkungen für den Dienstbetrieb kommen, die die Arbeitsfä-

higkeit eines Gerichtsstandortes vollständig beeinträchtigten, kann auf die in §§ 22b, 70, 117 

GVG, § 19 ArbGG hierfür vorgesehenen Regelungen zurückgegriffen werden. Falls ein Gericht 

trotzdem an der Ausübung der Gerichtsbarkeit tatsächlich verhindert ist, kommt im einzelnen 

Verfahren eine Zuständigkeitsbestimmung durch das nächsthöhere Gericht nach § 53 VwGO, 

§ 36 ZPO und § 5 FamFG in Betracht. 

Soweit die Beschlussfähigkeit von Präsidien beeinträchtigt sein sollte, bleibt die Handlungsfä-

higkeit des Gerichts über § 21i GVG gewährleistet. 

 


